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Artikel 2. 
§ 7. Vor dem Gesetze gilt kein Unterschied der Stän-
de. Der Adel als Stand ist aufgehoben. 
Alle Standesvorrechte sind abgeschafft. 
Die Deutschen sind vor dem Gesetze gleich. 
[...] 
Die öffentlichen Ämter sind für alle Befähigten gleich 
zugänglich. 
Die Wehrpflicht ist für alle gleich; Stellvertretung bei 
derselben findet nicht statt. 

Art. 3  
(1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich. 
(2) Männer und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat 
fördert die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechti-
gung von Frauen und Männern und wirkt auf die Beseiti-
gung bestehender Nachteile hin. 
(3) Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Ab-
stammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und 
Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politi-
schen Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden. 
Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt 
werden. 

+ 

Artikel 3. 
§ 8. Die Freiheit der Person ist unverletzlich. 
(es folgen habeas corpus-Rechte: der Staat darf keine 
willkürlichen Verhaftungen durchführen) 

Art. 2 
(1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Per-
sönlichkeit, soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und 
nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder das Sit-
tengesetz verstößt. 
(2) Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unver-
sehrtheit. Die Freiheit der Person ist unverletzlich. In diese 
Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes eingegriffen 
werden. 
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Artikel 4. 
§ 13. Jeder Deutsche hat das Recht, durch Wort, 
Schrift, Druck und bildliche Darstellung 
seine Meinung frei zu äußern. 
Die Preßfreiheit darf unter keinen Umständen und in 
keiner Weise durch vorbeugende Maßregeln, 
namentlich Censur, Concessionen, Sicherheits-
bestellungen, Staatsauflagen, Beschränkungen der 
Druckereien oder des Buchhandels, Postverbote oder 
andere Hemmungen des freien Verkehrs beschränkt, 
suspendirt oder aufgehoben werden. 
Ueber Preßvergehen, welche von Amts wegen verfolgt 
werden, wird durch Schwurgerichte 
geurtheilt. 
Ein Preßgesetz wird vom Reiche erlassen werden. 

Art. 5 
(1) Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift 
und Bild frei zu äußern und zu verbreiten und sich aus all-
gemein zugänglichen Quellen ungehindert zu unterrichten. 
Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung 
durch Rundfunk und Film werden gewährleistet. Eine Zen-
sur findet nicht statt. 
(2) Diese Rechte finden ihre Schranken in den Vorschriften 
der allgemeinen Gesetze, den gesetzlichen Bestimmungen 
zum Schutze der Jugend und in dem Recht der persönli-
chen Ehre. 
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Artikel 5. 
§ 14. Jeder Deutsche hat volle Glaubens- und Gewis-
sensfreiheit. 
Niemand ist verpflichtet, seine religiöse Ueberzeugung 
zu offenbaren. 
§ 15. Jeder Deutsche ist unbeschränkt in der gemeinsa-
men häuslichen und öffentlichen Uebung seiner 
Religion. 
§ 17. [...] 
Keine Religionsgesellschaft genießt vor andern Vor-
rechte durch den Staat; es besteht fernerhin keine 
Staatskirche. 

Art. 4 
(1) Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Frei-
heit des religiösen und weltanschaulichen Bekenntnisses 
sind unverletzlich. 
(2) Die ungestörte Religionsausübung wird gewährleistet. 
(3) Niemand darf gegen sein Gewissen zum Kriegsdienst 
mit der Waffe gezwungen werden. Das Nähere regelt ein 
Bundesgesetz. 
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Artikel 6. 
§ 22. Die Wissenschaft und ihre Lehre ist frei. 
§ 23. Das Unterrichts- und Erziehungswesen steht un-
ter der Oberaufsicht des Staates, und ist, 
abgesehen vom Religionsunterricht, der Beaufsichti-
gung der Geistlichkeit als solcher 
enthoben. 
§ 24. Unterrichts- und Erziehungsanstalten zu grün-
den, zu leiten und an solchen Unterricht zu 
ertheilen, steht jedem Deutschen frei, wenn er seine 
Befähigung der betreffenden 
Staatsbehörde nachgewiesen hat. 

Art. 7 
(1) Das gesamte Schulwesen steht unter der Aufsicht des 
Staates. 
(2) Die Erziehungsberechtigten haben das Recht, über die 
Teilnahme des Kindes am Religionsunterricht zu bestim-
men. 
(3) Der Religionsunterricht ist in den öffentlichen Schulen 
mit Ausnahme der bekenntnisfreien Schulen ordentliches 
Lehrfach. 
Art. 5 
(3) Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre sind 
frei. Die Freiheit der Lehre entbindet nicht von der Treue 
zur Verfassung. 
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Artikel 7. 
§ 29. Die Deutschen haben das Recht, sich friedlich 
und ohne Waffen zu versammeln; einer 
besonderen Erlaubniß dazu bedarf es nicht. 
Volksversammlungen unter freiem Himmel können 
bei dringender Gefahr für die öffentliche 
Ordnung und Sicherheit verboten werden. 
§ 30. Die Deutschen haben das Recht, Vereine zu bil-
den. Dieses Recht soll durch keine 
vorbeugende Maßregel beschränkt werden. 

Art . 8 
(1) Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne Anmeldung 
oder Erlaubnis friedlich und ohne Waffen zu versammeln. 
(2) Für Versammlungen unter freiem Himmel kann dieses 
Recht durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes be-
schränkt werden 
Art . 9 
(1) Alle Deutschen haben das Recht, Vereine und Gesell-
schaften zu bilden. 
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Artikel 6 
§ 28. Es steht einem jeden frei, seinen Beruf zu wählen 
und sich für denselben auszubilden, wie und wo er 
will. 

Art. 12 
(1) Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Arbeitsplatz 
und Ausbildungsstätte frei zu wählen. Die Berufsausübung 
kann durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes geregelt 
werden. 
(2) Niemand darf zu einer bestimmten Arbeit gezwungen 
werden, außer im Rahmen einer herkömmlichen allgemei-
nen, für alle gleichen öffentlichen Dienstleistungspflicht. 
(3) Zwangsarbeit ist nur bei einer gerichtlich angeordneten 
Freiheitsentziehung zulässig. 
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Artikel 8. 
§ 32. Das Eigenthum ist unverletzlich. 
Eine Enteignung kann nur aus Rücksichten des gemei-
nen Besten, nur auf Grund eines Gesetzes und gegen 
gerechte Entschädigung vorgenommen werden. 
Das geistige Eigenthum soll durch die Reichsgesetzge-
bung geschützt werden. 

Art. 14 
(1) Das Eigentum und das Erbrecht werden gewährleistet. 
Inhalt und Schranken werden durch die Gesetze bestimmt. 
(2) Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich 
dem Wohle der Allgemeinheit dienen. 
(3) Eine Enteignung ist nur zum Wohle der Allgemeinheit 
zulässig. Sie darf nur durch Gesetz oder auf Grund eines 
Gesetzes erfolgen, das Art und Ausmaß der Entschädigung 
regelt.  
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